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Die transatlantischen Dissonanzen zu Be-
ginn des neuen Jahrhunderts haben ver-
schiedene Ursachen. Zum einen erschütterten
die außenpolitischen Alleingänge der Bush-
Administration die US-europäische Sicher-
heitsarchitektur, die sich im Kalten Krieg so
bravourös bewährt hatte. Zum anderen konn-
ten sich die Verantwortlichen dies- und jen-
seits des Atlantiks nicht auf eine gemeinsa-
me Strategie bei zentralen Herausforderun-
gen wie dem Klimawandel oder der Nichtver-
breitung von Massenvernichtungswaffen ei-
nigen. Schließlich machte sich auch der Ein-
druck breit, den Gesellschaften der westli-
chen Welt komme zusehends das einigende
Band abhanden, das sie – über alle politischen
Scharmützel des Alltags hinweg – zu einer
Wertegemeinschaft zusammengebunden hat-
te. In kaum einem Bereich wurde dies so au-
genfällig wie im religiösen Leben.

Wendet man sich indes von den soziologi-
schen Befunden ab und den verfassungshis-
torischen Grundlagen des Verhältnisses von
Staat und Kirche in den USA zu, verschwim-
men die Konturen ubiquitärer Religiosität
rasch. Wenn – wie im Jahr 2004 geschehen
– der Supreme Court der Vereinigten Staa-
ten am selben Tag zwei Fälle über die An-
bringung der Zehn Gebote im öffentlichen
Raum entgegengesetzt entscheidet und dabei
jeweils ausgiebig auf die Schriften der „Foun-
ders“ rekurriert, muss Vincent Phillip Muñoz
zufolge die Frage nach dem konstitutionel-
len Ort der Religion in den Vereinigten Staa-
ten erlaubt sein. Seine stringent konzipier-
te Studie nimmt daher zunächst die Äuße-
rungen James Madisons, George Washingtons
und Thomas Jeffersons zum Verhältnis von
Staat und Kirche ins Visier. Im zweiten Teil
vergleicht Muñoz die aus den Schriften der
Gründungsväter herauspräparierten Rechts-
doktrinen mit Fällen, die der Supreme Court
zu entscheiden hatte und die aus einem Dis-
put über die Auslegung des „First Amend-
ments“ resultierten. Dieser erste Zusatzarti-

kel der Verfassung, der mit neun weiteren
die Bill of Rights von 1789 bildet, enthält die
„Establishment Clause“ und die „Free Exerci-
se Clause“. Erstere verbietet die Einführung
einer Staatsreligion, letztere gewährt Religi-
onsfreiheit. Muñoz’ Untersuchung mündet in
die Formulierung einer eigenen Doktrin, die
gewissermaßen das Beste dreier Welten in ei-
nem verfassungspolitischen Axiom bündelt.

Konstitutionelle Fallstricke lauern, keines-
wegs nur in den Vereinigten Staaten, stets
dort, wo rechtliche Normen nicht gegen po-
litische Vereinnahmung gefeit sind. So cha-
rakterisieren progressive Verfassungsrechtler
die Gründerväter gern als rationale Deisten,
die den säkularen Staat strikt gegen religiöse
Übergriffe abzuschirmen trachteten. Demge-
genüber betonen konservative Juristen die
Religiosität der Gründerväter, die den Geist
des Christentums durchaus im öffentlichen
Leben der Vereinigten Staaten wehen lassen
wollten. Muñoz weist beide Lesarten in die
Schranken, da die Gründerväter weder unter-
einander noch jeder für sich eine konsistente
Haltung zum Verhältnis von Staat und Kirche
an den Tag legten.

James Madison orientierte sich bei sei-
nen verfassungsrechtlichen Überlegungen an
John Lockes Philosophie des Gesellschafts-
vertrags, modifizierte diese jedoch in einem
entscheidenden Punkt. Madison folgte Locke
zunächst in der Feststellung, dass religiöse
Pflichten den Forderungen der bürgerlichen
Gesellschaft übergeordnet seien. Daher dür-
fe sich der Staat unter keinen Umständen
zum Richter in religiösen Angelegenheiten
aufschwingen. Anders als Locke unterstrich
der vierte Präsident der Vereinigten Staaten
freilich die staatliche Verpflichtung, alle re-
ligiösen Bekenntnisse gleichermaßen zu re-
spektieren bzw. zu ignorieren, denn in dieser
„noncognizance“ des religiösen Lebens ver-
dichten sich Madisons Einlassungen zum Ver-
hältnis von Staat und Kirche. Nur die kon-
sequente „Nichtwahrnehmung“ religiöser Be-
lange erfülle die Intention des Ersten Verfas-
sungszusatzes.

George Washingtons verfassungspolitische
Betrachtungen sind geprägt von der pragma-
tischen Perspektive des Militärs und Staats-
manns. Der Gründungspräsident wollte näm-
lich dem religiösen Leben so viel Einfluss
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auf die nachkoloniale Zivilgesellschaft ein-
räumen, wie dieser für ihre eigenen Belan-
ge zuträglich war. Damit lieferte er gewisser-
maßen die Blaupause für die Gedanken Ale-
xis de Tocquevilles zu den sozialmoralischen
Voraussetzungen der Demokratie in Amerika.
Washington vermochte sich schlechterdings
kein Szenario auszumalen, in dem eine wahr-
haftige Religion der bürgerlichen Gesellschaft
abträglich wäre. Allerdings sah sich Washing-
ton als General mit dem Problem konfrontiert,
dass beispielsweise die Quäker mit ihrer Ab-
lehnung des Militärdiensts die Autorität des
Staates in Frage stellten. Auch wenn Washing-
ton diese Haltung als religiöser Mensch ak-
zeptierte, so konnte er als Soldat und Staats-
mann den Quäkern allenfalls eine Tolerierung
ihres Gewissenskonflikts anbieten.

Thomas Jeffersons Gedanken waren „both
explosive and elusive“ (S. 71), das eine be-
dingte möglicherweise das andere. Dies hat
den Supreme Court jedoch nicht davon ab-
gehalten, wegweisende Urteile zum Verhält-
nis von Staat und Kirche wie „Reynolds v.
United States“ (1878) und „Everson v. Board
of Education“ (1947) explizit auf die Äuße-
rungen Jeffersons zu stützen. Der dritte Präsi-
dent der Vereinigten Staaten stand den herge-
brachten Konfessionen denkbar skeptisch ge-
genüber. Die Befürworter einer strikten Tren-
nung von Staat und Kirche berufen sich des-
halb regelmäßig auf Jefferson, dessen „wall
of separation“ als Beschreibung des Verhält-
nisses von Staat und Kirche zu einem geflü-
gelten Wort des Verfassungsrechts avanciert
ist. Jefferson folgte einerseits der Konzeption
Lockes, aus der sich zwingend die Gedanken-
freiheit als unveräußerliches Naturrecht ablei-
ten lässt. Andererseits misstraute der Aufklä-
rer Jefferson den Machenschaften der Pries-
ter und versuchte daher, den Einfluss kon-
ventioneller, tendenziell konflikthaltiger Re-
ligion einzudämmen und die Gedankenfrei-
heit mithin in gewisse Schranken zu weisen.
Jefferson schwebte ein „more generic non-
denominationlism“ (S. 110) vor, der mit Hil-
fe staatlicher Bildungsbemühungen einer Art
Vernunftreligion zum Durchbruch verhelfen
sollte. Wie Muñoz anschaulich belegen kann,
schwankte Jefferson in der politischen Praxis
merklich zwischen seinen beiden Extrempo-
sitionen, die sich nicht ohne weiteres zu einer

verfassungspolitischen Doktrin verschmelzen
lassen.

In der Rechtsprechung des Supreme Courts
zu Fragen des Verhältnisses von Staat und
Kirche finden sich die Äußerungen der
„Founders“ in den verschiedensten Allianzen
wieder. Muñoz bildet nun Fallgruppen zur
„Establishment Clause“ und zur „Free Exer-
cise Clause“, um zu prüfen, wie der Supre-
me Court entschieden hätten, wenn er ledig-
lich einem der Gründerväter gefolgt wäre.
Dabei geht es etwa um die Frage, ob Kon-
fessionsschulen staatliche Zuschüsse erhalten
oder staatliche Schulen bei Abschlusszeremo-
nien ein Gebet vorsehen dürfen. Des Weiteren
mussten die obersten Verfassungsrichter dar-
über entscheiden, ob der Staat religiöse Prak-
tiken verbieten oder religiöse Gemeinschaf-
ten von Steuerzahlungen befreien darf. Dabei
erreichte der „strict separationism“ im Jahr
1971 seinen Zenit. In „Lemon v. Kurtzman“
befand eine Mehrheit der Richter, dass der
Staat jede unnötige Verbindung mit Religions-
gemeinschaften zu vermeiden habe. Spätes-
tens seit der Ernennung von William Rehn-
quist zum „Chief Justice“ im Jahr 1986 wur-
de der so genannte „Lemon Test“ sukzessi-
ve aufgeweicht. Rehnquist neigte wie andere
konservative Richter stärker Washington zu
und betonte die Möglichkeit, dass religiöse
Gemeinschaften die bürgerliche Gesellschaft
bereichern und daher auch staatliche Unter-
stützung genießen könnten.

Angesichts der inkonsistenten Rechtspre-
chung des Supreme Courts und der Dis-
krepanz zwischen den verfassungspolitischen
Ideen der Gründer erscheint es Muñoz plau-
sibel, diese nicht als „judicial trump cards“
(S. 207) auszuspielen, sondern deren Gedan-
ken jenseits einer starren Suche nach einer
vermeintlich authentischen Lesart zur Be-
fruchtung des je aktuellen rechtlichen Diskur-
ses heranzuziehen. Muñoz votiert abschlie-
ßend für eine modifizierte Form des „Madi-
sonianism“ als Doktrin zur Bewertung des
Verhältnisses von Staat und Kirche. Während
Jeffersons Methode, situativ zwischen Glau-
bensfreiheit und dem Kampf gegen die Ir-
rationalismen seiner Zeit zu optieren, „shal-
lowly cavalier“ (S. 210) sei, laufe Washington
Gefahr, durch die Hintertür eines utilitaris-
tischen Religionsverständnisses konfessionel-
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les Sektierertum in die politische Arena ein-
zuladen, ohne je hinreichend klären zu kön-
nen, wann Religionsgemeinschaften ökume-
nisch genug agieren, um die Zivilgesellschaft
zu bereichern. Unter der Parole „no legal pri-
vileges, no legal penalties“ gibt Muñoz hin-
gegen Madisons Ansatz den Vorzug, möch-
te ihn jedoch dahingehend abmildern, dass
der Staat durchaus „cognizant of religion in
symbolic ways“ (S. 218) sein dürfe. Ansons-
ten bleibe der öffentliche Raum bisweilen un-
nötig kahl, während sich etwa der „Black His-
tory Month“ und die „Gay Pride Week“ staat-
lichen Wohlwollens erfreuten. Muñoz möchte
diese und religiöse Veranstaltungen mit der-
selben verfassungsrechtlichen Würde ausstat-
ten, da er ihnen dieselbe Bedeutung für die
legitime Interessenvertretung in einer plura-
listischen Gesellschaft beimisst.

Muñoz gelingt eine luzide Darstellung
komplexer verfassungsrechtlicher Entwick-
lungen. Seine Studie erhellt das vielgestalti-
ge Erbe der Gründungsväter und mahnt eine
Lesart an, die diesem religionspolitischen Plu-
ralismus Rechnung trägt und ihn für gegen-
wärtige Streitfragen fruchtbar zu machen ver-
steht. Damit wird die amerikanische Debatte
im Übrigen auch anschlussfähig für Kontro-
versen diesseits des Atlantiks, wo das Verhält-
nis von Staat und Kirche immer wieder von
neuem auszutarieren ist, wie das Kruzifixur-
teil des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte jüngst vor Augen geführt hat.
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